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A. Bericht des Abgeordneten Sdiwann: 

I. Allgemeines 

In der 125. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 20. Januar 1956 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über das Internationale Übereinkommen 
zur Verhütung der Verschmutzung der See durch 
Öl, 1954 — Drucksache 1990 — an den Ausschuß 
für Verkehrswesen überwiesen. 

Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf im ersten 
Durchgang zugestimmt. Der Rechtsausschuß und 
der Ausschuß für Verkehr und Post des Bundes- 
rates haben zu Artikel 2 und 4 Anregungen ge- 
geben, die im wesentlichen der Klarstellung 
dienen. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat in seiner 
73. Sitzung am 1. Februar 1956 den Gesetzentwurf 
beraten und sich den Empfehlungen der Ausschüsse 
des Bundesrates angeschlossen. 

II. Im einzelnen 

Das Übereinkommen ist ein Kompromiß zwischen 
den Nationen, deren Küsten und Küstenmeere 
wegen der Ungunst der Meeresströmungen und 
der Lage der Schiffahrtswege stark unter der Öl- 
pest zu leiden haben, und anderen Staaten, die bis- 
her davon verschont geblieben sind. Die einen ziel- 
ten in London auf ein völliges Verbot des Ablas- 
sens von öl und ölhaltigen Gemischen in die Meere 
ab; die anderen glaubten, daß eine so starke Be- 
schränkung der Schiffahrt nicht erforderlich sei. 
Der Mittelweg, auf den sie sich einigen konnten, 
soll folgende Regelung bringen: 


1. Sofort nach Inkrafttreten des Übereinkommens 
soll es Tankern verboten sein, innerhalb be- 
stimmter Zonen öl oder ölhaltige Gemische ab- 
zulassen. Diese Zonen betragen im allgemeinen 
50 Seemeilen von Land aus; in der Nordsee er- 
strecken sie sich bis zu einer Landentfernung 
von 100 Seemeilen (Artikel III Abs. 1 des Inter- 
nationalen Übereinkommens). 

2. Ein Jahr nach dem Inkrafttreten müssen alle 
Seeschiffe der Vertragsstaaten entweder mit 
Ölwasserseparatoren oder mit solchen Einrich- 
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Heizöl oder schwerem Dieselöl in die Bilgen 
verhindern (Artikel VII). 

3. Drei Jahre nach dem Inkrafttreten soll es auch 
für andere Schiffe als Tanker verboten sein, in- 
nerhalb von Seegebieten, die den Zonen für 
Tanker in ungefähr entsprechen, ölhaltiges 
Ballastwasser und Tankwaschwasser abzulassen 
(Artikel III Abs. 2). 

4. Von dem gleichen Zeitpunkt ab sollen in den 
Haupthäfen der vertragsschließenden Staaten 
Anlagen vorhanden sein, die es allen Schiffen 
— mit Ausnahme der Tanker — ermöglichen, 
separierte Rückstände des Ölhaltigen Ballast- 
und Tankwaschwassers abzugeben (Artikel VIII). 

Die deutschen Küsten werden nach dem Inkraft- 
treten aller Bestimmungen des Übereinkommens 
voraussichtlich von der Ölpest verschont bleiben; 
denn der freie Raum, den die Verbotszonen in der 
Nordsee lassen, liegt außerhalb der Schiffahrts- 
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Wege und der freie Raum in der Ostsee liegt soweit 
ostwärts Bornholms, daß von ihm aus keine Gefahr 
droht Gegen Ölverschmutzungen, die bei Unfällen 
auf See entstehen, kann das Übereinkommen natur- 
gemäß keinen Schutz bringen. Hier werden Ver- 
waltung und Wissenschaft sich weiter um die Ent- 
wicklung von Verfahren bemühen, welche die schäd- 
lichen Wirkungen ausgelaufenen Öls ausschalten 
oder wenigstens vermindern. 

Artikel 1 des Gesetzentwurfs enthält die übliche 
Ratifizierungsklausel. 

Artikel 2 dehnt die Vorschriften des Überein- 
kommens auch auf Seeschiffe des öffentlichen Dien- 
stes aus, jedoch mit der Ausnahme der Kriegs- 
schiffe. Für diese sollen die notwendigen Vorschrif- 
ten im Verwaltungsweg erlassen werden. 

Der Rechts ausschuß des Bundesrates hat empfoh- 
len, außer den Öffentlich-rechtlichen Körperschaf- 
ten und Anstalten auch die Stiftungen zu erwäh- 
nen und die Worte „des Grundgesetzes“ durch 
„dieses Gesetzes“ zu ersetzen. 

Die Bundesregierung und der Ausschuß für Ver- 
kehrswesen des Deutschen Bundestages haben sich 
dieser Empfehlung, die der Klarstellung dient, an- 
geschlossen. 

Artikel 3 enthält Ermächtigungen, die ein dop- 
peltes Ziel verfolgen. Einerseits sollen sie dazu die- 
nen, dort, wo das Übereinkommen nur Rahmen- 
vorschriften gibt, diesen Rahmen mit Durchfüh- 
rungsverordnungen auszufüllen. Andererseits sol- 
len sie es ermöglichen, Änderungen des Überein- 
kommens, die auf Grund des Artikels XVI Abs. 1 
und 2 oder des Anhangs A Nr. 3 völkerrechtlich zu- 
stande gekommen sind, auf einigen engbegrenzten 
Gebieten durch Rechtsverordnungen in das natio- 
nale Recht zu transformieren. 


Der Ausschuß für Verkehrswesen hat es für sach- 
dienlich gehalten, in Nr. 3 die Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen auf den „Wirkungs- 
grad von Ölwasserseparatoren“ zu beschränken. 

Artikel 4 enthält die nach Artikel 89 Abs. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes bei neuen Aufgaben auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt erforderliche Aufgaben- 
teilung zwischen Bund und Ländern. 

Der Ausschuß für Verkehr und Post des Bundes- 
rates hat empfohlen, diese Bestimmung durch fol- 
genden zweiten Satz zu ergänzen; „Die Aufgabe 
nach Nr. 2 wird der See-Berufsgenossenschaft in 
Hamburg übertragen.“ 

Die Bundesregierung und der Ausschuß für Ver- 
kehrswesen des Deutschen Bundestages haben sich 
zur Vermeidung verfassungsrechtlicher Zweifel der 
Empfehlung des Bundesrates angeschlossen. 

Artikel 5 ist im Hinblick auf Artikel 19 Abs. 1 
des Grundgesetzes erforderlich, weil möglicher- 
weise Schiffsräume, die zur Prüfung der Öltage- 
bücher betreten werden müssen, als Wohnräume im 
Sinn des Artikels 13 des Grundgesetzes angesehen 
werden könnten. 

Artikel 6 enthält die erforderlichen Strafbestim- 
mungen, um die Vorschriften des Übereinkommens 
durchzusetzen. 

Artikel 7 enthält die Berlin-Klausel und 

Artikel 8 die Bestimmungen über das Inkrafttre- 
ten des Gesetzes. 


Bonn, den 1. Februar 1956 

Schwann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1990 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen und 

2. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen durch die Beschlußfassung für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 1. Februar 1956 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Kümmele Schwann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über das Internationale Übereinkommen zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch öl, 1954 

- Drudesache 1990 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen 

(30. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Internationale Übereinkommen zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch 
öl, 1954 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in London am 12. Mai 1954 Unter- 
zeichneten Internationalen Übereinkommen 
zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, wird zugestimmt. Das Über- 
einkommen wird nachstehend veröff entlicht.'^) 

Artikel 2 

Die Vorschriften des Übereinkommens und 
der Artikel 3 bis 7 dieses Gesetzes gelten auch 
für die Schiffe im öffentlichen Dienst des 
Bundes, eines zum Bund gehörigen Landes 
oder einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
oder Anstalt mit Sitz im Geltungsbereich des 
Grundgesetzesy jedoch mit Ausnahme der 
Kriegsschiffe. 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Internationale Übereinkommen zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch 
öl, 1954 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 

Die Vorschriften des Übereinkommens und 
der Artikel 3 bis 7 dieses Gesetzes gelten auch 
für die Schiffe im öffentlichen Dienst des 
Bundes, eines zum Bund gehörigen Landes 
oder einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung mit Sitz im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes, jedoch mit Ausnahme 
der Kriegsschiffe. 


*) siehe Drucksache 1990 Anlage 
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Entwurf 
Artikel 3 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, zur Durchführung des Überein- 
kommens sowie bei Änderungen nach Ar- 
tikel XVI oder Anhang A Nr. 3 des Über- 
einkommens durch Rechtsverordnungen ohne 
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zu 
erlassen über 

1. den Ölgehalt der Gemische, für welche 
Artikel III des Übereinkommens nicht gilt, 

2. die Maßnahmen, die das Eindringen von 
Heizöl oder schwerem Dieselöl in die Bil- 
gen verhindern, 

3. die technischen Anforderungen an Ölsepa- 
ratoren, 

4. die Form und Führung der Öltagebücher, 

5. das bei Mitteilungen nach Artikel X des 
Übereinkommens zu beobachtende Ver- 
fahren, 

6. die Grenzen der Verbotszonen mit Aus- 
nahme derjenigen der Nord- und Ostsee. 

Artikel 4 
Aufgabe des Bundes ist es, 

1. auf den vom Bund verwalteten Wasser- 
straßen und in den bundeseigenen Häfen 
die Öltagebücher zu prüfen, 

2. die technischen Vorkehrungen zu über- 
wachen, die nach Artikel VII des Über- 
einkommens und durch Rechtsverordnun- 
gen nach Artikel 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
vorgeschrieben sind. 


Artikel 5 

Das Grundrecht des Artikels 13 des Grund- 
gesetzes über die Unverletzlichkeit der Woh- 
nung wird eingeschränkt, soweit es der nach 
Artikel IX Abs. 2 des Übereinkommens be- 
gründeten Befugnis der zuständigen Behörden 
zur Einsichtnahme des Öltagebuchs auf dem 
Schiff entgegensteht. 

Artikel 6 

(1) Mit Geldstrafe wird bestraft, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 
Artikel 3 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, zur Durchführung des Überein- 
kommens sowie bei Änderungen nach Ar- 
tikel XVI oder Anhang A Nr. 3 des Über- 
einkommens durch Reditsverordnungen ohne 
Zustimmung des Bundesrates Vorsdiriften zu 
erlassen über 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. den Wirkungsgrad von Ölwassersepa- 
ratoren, 

4. unverändert 

5. unverändert 


6. unverändert 


Artikel 4 
Aufgabe des Bundes ist es, 

1. auf den vom Bund verwalteten Wasser- 
straßen und in den bundeseigenen Häfen 
die Öltagebücher zu prüfen, 

2. die technischen Vorkehrungen zu über- 
wachen, die nach Artikel VII des Über- 
einkommens und durch Rechtsverordnun- 
gen nach Artikel 3 Nr. 2 und 3 vorge- 
schrieben sind. 

Die Aufgabe nach Nr. 2 wird der See-Be- 
rufsgenossenschaft in Hamburg übertragen. 

Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 

(1) Mit Geldstrafe wird bestraft, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig 
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Entwurf 

1. gegen die Reinhaltungsvorschriften des 
Artikels III Abs. 1 und 2 des Überein- 
kommens, 

2. als Reeder oder Ausrüster gegen die Vor- 
schriften der nach Artikel 3 Abs, 1 Nr. 2 
und 3 erlassenen Rechtsverordnungen 

verstößt. 

(2) Mit Geldstrafe bis zu eintausend Deut- 
sche Mark wird bestraft, wer als Schiffs- 
führer vorsätzlich oder fahrlässig die vor- 
geschriebenen Eintragungen in das Öltage- 
buch unterläßt oder wahrheitswidrige Ein- 
tragungen macht. 

Artikel 7 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1). 

Artikel 8 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen 
nach seinem Artikel XV für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 

1. unverändert 

2. als Reeder oder Ausrüster gegen die Vor- 
schriften der nach Artikel 3 Nr. 2 und 3 
erlassenen Rechtsverordnungen 

verstößt. 

(2) unverändert 


Artikel 7 
unverändert 


Artikel 8 
unverändert 
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